
sie dabei das sozialistische Recht und insbesondere das 
Arbeitsrecht. Dieses Recht stimmt überein mit den In­
teressen der Gewerkschaften und damit mit den Inter­
essen der Arbeiterklasse, weil es auf die Einheit von 
Steigerung der Arbeitsproduktivität und gleichzeitiger 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen orientiert.
Aus dieser Tatsache ergibt sich zugleich die zweite 
Aufgabe der Gewerkschaften, nämlich dafür einzutre- 
len, daß die in den Gesetzen formulierten Rechte der 
Klasse und damit jedes Werktätigen auch konsequent 
verwirklicht werden. Das beginnt bereits damit, daß 
die staats- und wirtschaftsleitenden Organe, vor allem 
aber der Betriebsleiter und die leitenden Mitarbeiter 
in den Betrieben, alle Voraussetzungen zu schaffen 
haben, daß die Werktätigen in der Lage sind, beson­
ders im sozialistischen Wettbewerb zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität beizutragen. Dabei ist der sozia­
listischen Gemeinschaftsarbeit und der Neuererbewe­
gung bei der vollen Entfaltung der sozialistischen 
Rationalisierung besonderes Augenmerk zu schenken. 
Im Vordergrund der gewerkschaftlichen Tätigkeit steht 
also die Kontrolle darüber, daß den Werktätigen die 
Möglichkeit gegeben wird, ihr Recht auf Arbeit unter 
sozialistischen Bedingungen voll wahrnehmen zu kön­
nen. Dieses Recht auf Arbeit besteht in der DDR in 
dem Recht auf einen Arbeitsplatz, auf gleichen Lohn 
für gleiche Arbeitsleistungen und auf Lohn nach 
Quantität und Qualität der Arbeit sowie auf schöpfe­
rische Mitwirkung an der Ausarbeitung und Erfüllung 
der Pläne und an der Leitung der Betriebe und der 
Wirtschaft.
Eine solche qualitative Weiterentwicklung des Rechts 
auf Arbeit kann es nur im Sozialismus geben, in einem 
Staat, in dem die Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen-beseitigt wurde, in dem die Monopole und 
Unternehmerverbände entmachtet sind. Dieser politi­
schen und ökonomischen Entwicklung im sozialisti­
schen Teil Deutschlands entspricht auch das Gesetzbuch 
der Arbeit. Das sozialistische Arbeitsrecht beinhaltet 
die Rolle der Arbeit zum Nutzen der Gesellschaft und 
jedes einzelnen. Deshalb wachen die Gewerkschaften 
darüber, daß die rechtlichen Bestimmungen auch für 
jeden einzelnen Werktätigen vom Inhalt dieses Rechts 
her angewandt werden. Dort, wo durch gute Menschen- 
l'ührung, durch unbürokratisches Handeln der staat­
lichen Leiter — besonders im Betrieb — die schöpferi­
sche Aktivität der Werktätigen, die Entwicklung eines 
sozialistischen Wettbewerbs- und Eigentumssinns im 
Mittelpunkt der Tätigkeit der Leiter steht, tragen sie 
dazu bei, die Werktätigen zu höchster schöpferischer 
Leistung zu führen. Die Gewerkschaften haben daher 
Mängel in der Menschenführung und in der Sicherung 
der gesetzlich garantierten Rechte jedes einzelnen nicht 
nur zu kritisieren, sondern mitzuhelfen, solche Fehler 
zu überwinden und eine sozialistische Leitungstätigkeit 
zu entfalten.
Die Gewerkschaften, insbesondere die betrieblichen Ge­
werkschaftsleitungen, verstehen es immer besser, diese 
beiden Aufgaben in den Mittelpunkt ihrer Arbeit zu 
stellen. Die Arbeit der Gewerkschaften mit dem Ge­
setzbuch der Arbeit ergibt die erfolgreiche Bilanz, daß 
sich dieses Gesetz bewährt hat* 1. Es hilft den Gewerk­
schaften, ihrer Verantwortung für die Entwicklung der 
sozialistischen Arbeiterpersönlichkeit immer besser ge­
recht zu werden. Es ist einer der vielen Beweise für 
die Überlegenheit der sozialistischen DDR gegenüber

1 So Warnke ln der 26. Sitzung des Staatsrates der DDR am
1. Juli 1966. in der u. a. Berichte über Erfahrungen bei der 
Durchführung des Gesetzbuchs der Arbeit unter den Bedin­
gungen des neuen ökonomischen Systems entgegengenommen 
wurden; vgl. Kommunique im Neuen Deutschland (Ausg B) 
vom 2. Juli 1966, S. 3.

dem staatsmonopolistischen Herrschaftssytem in West­
deutschland.

Die Erringung des Mitbestimmungsrechts — 
eine Lebensfrage der westdeutschen Werktätigen

In Westdeutschland ist das Arbeitsrecht Ausdruck der 
Tatsache, daß die Monopole und Unternehmerverbände 
die Macht ausüben. Das wird deutlich sichtbar in dem 
Bestreben, die Arbeiterklasse und insbesondere ihre 
Gewerkschaften immer stärker von jeglicher Einfluß­
nahme auf die Gestaltung rechtlicher und insbesondere 
arbeitsrechtlicher Bestimmungen auszuschalten und an 
ihre Stelle das Diktat der Monopole zu setzen.

Bereits durch das Betriebsverfassungsgesetz vom
11. Oktober 1952 (BGBl. I S. 681) i. d. F. des ÄndG vom
15. Dezember 1964 (BGBl. IS. 1065)2 und das Personal­
vertretungsgesetz vom 5. August 1955 (BGBl. I S. 477)3 
wurde gegen den Widerstand der Arbeiterklasse er­
reicht, daß der Einfluß der Gewerkschaften als Orga­
nisation in den Betrieben fast völlig beseitigt wurde. 
Die Adenauer-Regierung pries damals diese Gesetze 
als die Krone der Betriebsdemokratie, weil nicht die 
Gewerkschaften, sondern die gesamte Belegschaft und 
als ihr Interessenvertreter der Betriebsrat das Mitbe­
stimmungsrecht ausüben würden. In Wahrheit schlie­
ßen diese Gesetze den demokratischen Zentralismus 
völlig aus und lenken die Betriebsräte einzig und allein 
auf den Betrieb und dort auf einzelne, den Bestand 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung nicht gefähr­
dende Teilfragen. Gleichzeitig trennen sie die Tätigkeit 
der Betriebsräte von den Gewerkschaften. Die Ver­
weigerung des ökonomischen Mitbestimmungsrechts 
entmachtet die Betriebsräte und hindert sie, gerade 
dort mitzubestimmen, wo es im Interesse der Arbeiter­
klasse am notwendigsten ist, nämlich in der Produk­
tion und bei der Verteilung ihrer Ergebnisse im Inter­
esse der Produzenten.

Im Verlaufe der technischen Revolution erkennen aber 
immer mehr westdeutsche Gewerkschafter und Ge­
werkschaftsfunktionäre, an der Spitze der Vorsitzende 
der IG Metall im DGB, Otto Brenner, daß das Mitbe­
stimmungsrecht auf ökonomischem Gebiet zur Lebens­
frage der westdeutschen Arbeiterklasse geworden ist4. 
Steigender Profit in den Händen der Monopole, wie 
ihn die technische Revolution auf Kosten der Arbeiter 
in bisher ungekanntem Maße ermöglicht, bringt gleich­
zeitig eine weitere Machtzusammenballung in den Hän­
den der gefährlichsten und raubgierigsten Vertreter 
der Monopolbourgeoisie mit sich5 und drängt auf 
immer stärkere Expansion. Im Interesse dieser Expan­
sionspolitik nach außen geht die Bonner Regierung zu 
neuen Herrschaftsmethoden im Innern über. Der 
Kampf um Demokratie wird deshalb für die westdeut­
schen Arbeiter und Gewerkschafter immer stärker zu 
einem Hauptkampffeld der Klassenauseinandersetzung;

2 Vgl. hierzu u. a. Görner, „Das Bonner Betriebsverfassungs­
gesetz und der Kampf für die Erhaltung der Arbeiterrechte in 
Westdeutschland“, Staat und Recht 1954, Heft 1, S. 40; Pröger, 
„Zur Notwendigkeit und Bedeutung des Kampfes für die 
Wiederherstellung, Sicherung und Erweiterung der demokra­
tischen Rechte der Arbeiterklasse in Westdeutschland“, Staat 
und Recht 1964, Heft 7, S. 1221 ff.
3 Vgl. hierzu Bönninger, ..Die politische Entrechtung der Be­
amten in der Bundesrepublik“, Staat und Recht 1955, Heft 4, 
S, 432.
4 Vgl. die Stellungnahme Brenners auf der Mitbestimmungs­
konferenz der IG Metall, Neues Deutschland (Ausg. B) vom 
5. August 1966, S. 6.
5 Vgl. hierzu auch Norden, „Wer unsere Republik stärkt, 
sichert den Frieden“, Rede auf der Präsidiumstagung des Na­
tionalrates am 5. August 1966, insb. seine Darlegungen über das 
von den Stahlindustriellen durch die Bildung von vier Ver­
kaufskontoren geschaffene Superkartell, durch das die Stahl­
unternehmen „der Mitbestimmung der Arbeiter und ihrer Ge­
werkschaften den Gnadenstoß versetzen“ wollen. Neues 
Deutschland (Ausg. B) vom 6. August 1966, S. 3.
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